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Bundesbeschluss  Entwurf 
über die Volksinitiative  
«6 Wochen Ferien für alle» 

vom … 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 139 Absatz 3 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 26. Juni 2009 eingereichten Volksinitiative «6 Wochen Ferien 
für alle»2, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 18. Juni 20103, 

beschliesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative vom 26. Juni 2009 «6 Wochen Ferien für alle» ist gültig und 
wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Sie lautet: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 110 Abs. 4 (neu) 
4 Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf bezahlte Ferien 
von jährlich mindestens sechs Wochen. 
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II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 84 (neu) 

8. Übergangsbestimmungen zu Art. 110 Abs. 4 
1 Im Kalenderjahr, das der Annahme von Artikel 110 Absatz 4 durch Volk und 
Stände folgt, haben alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Anspruch auf min-
destens fünf Wochen Ferien. In den darauffolgenden fünf Kalenderjahren steigt der 
Anspruch jährlich um einen Tag. 
2 Bis zum Inkrafttreten der geänderten Bundesgesetzgebung regelt der Bundesrat die 
notwendigen Einzelheiten. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

  

4 Da die Volksinitiative keine Übergangsbestimmung der Bundesverfassung ersetzen will, 
erhält die Übergangsbestimmung zum vorliegenden Artikel erst nach der Volks-
abstimmung die endgültige Ziffer, und zwar aufgrund der Chronologie der in der 
Volksabstimmung angenommenen Verfassungsänderungen. Die Bundeskanzlei wird die 
nötigen Anpassungen vor der  Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Bundes-
rechts (AS) vornehmen. 


